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18. Juni: Deutschland ohne Kernkraft
20. Juni: Welches Potenzial hat Windkraft an
Land und vor der Küste?
21: Juni: Sonnenkraft vom Hausdach.
22. Juni: Geothermie – Strom aus dem Inne-
ren der Erde.
23. Juni: Blockheizkraftwerke – Energie aus
dem Keller.
25. Juni: Nachwachsende Energiequelle: Bio-
masse als Brennstoff.
27. Juni: Die Kraft des Wassers: Ersatz für
Atomkraftwerke?
28. Juni: Eine neue Chance für Erdgas-Kraft-
werke.
29. Juni: Wie viel Erdgas steckt in NRW unter
der Erde?
30. Juni: Kommt nun die Renaissance der
Kohle?
1. Juli: Wie lange hat die Welt noch Erdöl?
2. Juli: Energiespeicher werden dringend be-
nötigt.
4. Juli: Wie kann man das klimaschädliche
Treibhaus-Gas CO2 aus Kohle- und Gaskraft-
werken speichern?
5. Juli: Ein neues Stromnetz muss her: Min-
destens 3600 Kilometer Hochspannungslei-
tungen müssten in Deutschland neu verlegt
werden.
6. Juli: Wie grün ist Öko-Energie?
Morgen lesen Sie: Die strahlende Last:
Das Endlager-Problem bleibt erhal-
ten.
8. Juli: Niederlande, Frankreich, Dänemark,
England, Schweiz – wie gehen unsere Nach-
barn mit der Energiefrage um?
9. Juli: Ergebnis der Telefonaktion: Experten
beantworten Fragen rund um die Energie-
wende.

DIE BEITRÄGE

Kilowattstunde Die elektrische Energie
oder Arbeit wird im Stromsystem oft mit
Kilowattstunde angegeben. Damit ist
die elektrische Leistung gemeint, die in
einer Stunde abgerufen wurde.
Ökobilanz Die DIN EN ISO 14040 defi-
niert die Ökobilanz als „Methode zur Ab-
schätzung der mit einem Produkt ver-
bundenen Umweltaspekte“, aber auch
ihrer „potenziellen Umweltauswirkun-
gen“. Das heißt: Über den gesamten Le-
benszyklus eines Produktes werden die
auftretenden, aber auch die möglichen
Auswirkungen auf die Umwelt unter-
sucht – angefangen bei der Rohstoffge-
winnung über die Produktion, die An-
wendung beziehungsweise den Einsatz
bis hin zur Beseitigung.
Watt Die Leistung ist die erzeugte Ener-
gie pro Zeit. Weil Kraftwerke sehr viel
Energie erzeugen, wird meist Megawatt
für eine Million Watt oder Kilowatt für
1000 Watt angegeben.

GLOSSAR

Wie grün Öko-Energie wirklich ist
Um zu bewerten, wie umweltschonend ein Energieträger ist, berechnen Experten die Ökobilanz. Zwar haben alle Formen der

Erneuerbaren Energien auch Nachteile, insgesamt sind sie aber wesentlich umweltfreundlicher als Kohlekraftwerke – und sind gute Alternativen zum Atomstrom.

VON KERSTIN ARTZ

Eigentlich klingt die Idee einfach,
Strom und Wärme aus Erneuerba-
ren Energien zu gewinnen. Statt
Erdöl, Kohle und Atomkraft können
ebenso der Wind, die Sonne oder
biologischer Abfall als Energieträ-
ger dienen. In der Theorie sind die-
se Technologien durchaus effektiv
und weitgehend umweltscho-
nend – aber eben nicht ganz. Eines
ist jedoch klar: Erneuerbare Ener-
gien sind ressourcenschonender
und umweltfreundlicher als fossile
Energieträger. Um einzuschätzen,
wie nachhaltig eine Energiegewin-
nung ist, betrachten Experten die
Ökobilanz. Mit dieser Methode
lässt sich abschätzen, welchen Ein-
fluss ein Produkt auf die Umwelt

hat. Eine Vergleichsgröße ist zum
Beispiel die Menge an Kohlendi-
oxid, die pro Kilowattstunde Strom
ausgestoßen wird; ein Braunkohle-
kraftwerk emittiert 800 Gramm CO2
pro Kilowattstunde. „Bei der Ökobi-
lanz wird die Herstellung, das Ma-
terial, aber auch die Wiederver-
wertbarkeit eines Energieträgers
berücksichtigt“, sagt Martin Pehnt,
Energieingenieur vom Institut für
Energie- und Umweltforschung
Heidelberg. Für ihn hat die Wind-
energie die beste Ökobilanz.

WINDENERGIE
Wenn Windräder aufgebaut wer-
den, gibt es Auflagen, die die Betrei-
ber erfüllen müssen. Bei diesen Ge-
nehmigungsverfahren achten die
Prüfer unter anderem darauf, ob
der Naturschutz eingehalten wird.
Denn die Räder können Vögel und
Fledermäuse stören – weswegen
vorher geprüft wird, ob in der Ge-
gend bestimmte Tierarten leben.
Auch der Schutz der menschlichen
Bevölkerung wird beachtet: „Die
Schall-Emissionen werden auch
gemessen“, sagt Alexander Sewohl,
Sprecher des Bundesverbands
Windenergie. Die Grenzwerte dür-
fen nicht überschritten und Wind-
räder nicht zu nah an bestehende
Siedlungen gebaut werden.

Bei der Herstellung eines Wind-
rads wird im Vergleich zu Biomas-
seanlagen und Photovoltaik-Modu-
len am wenigsten Energie ver-
braucht. Dennoch: Bei der Produk-
tion entstehen natürlich auch
Treibhausgase und Strom wird ver-
braucht. In einem Windrad mit ei-
ner Nabenhöhe von 98 Metern ste-
cken 200 Tonnen Stahl, acht Ton-
nen Kupfer, zwölf Tonnen Kunst-
stoff und 2200 Tonnen Beton. Wenn
das Rad ein Jahr lang betrieben
wird, erzeugt es knapp 4000 Mega-
wattstunden Strom. Die Energie,
die bei der Herstellung aufgewandt
werden musste, ist damit nach
knapp drei Monaten wieder ausge-
glichen.

„Damit das Produkt nachhaltig
ist“, sagt Sewohl, „wird heute da-
rauf geachtet, dass die Elemente
wiederverwertet werden.“ Die Be-
treiber von Windrädern müssen
schon bei der Planung berücksich-
tigen, dass später auch der Abbau
eines Windrads bezahlt werden
muss. Beton, Stahl und Kupfer kön-
nen für andere Zwecke genutzt wer-
den. Die Rotorblätter können nicht
direkt wiederverwertet werden –
das habe bislang zu Diskussionen
geführt, so Sewohl. „Mittlerweile
werden die Rotorblätter in Verbren-
nungsanlagen verbrannt und auch
wieder zu Energie.“ Die Firma Hol-
cim nutze die Blätter sogar als Bin-
destoff im Straßenbau. „Im Kern
bleibt von dem Windrad nichts üb-
rig“, sagt Sewohl. Es werde nichts
eingelagert, sondern komplett re-
cycelt. Ein Windrad emittiert
20 Gramm CO2 pro Kilowattstunde
Strom.

muss berücksichtigt werden, wel-
che Rohstoffe benutzt werden.
„Wenn die Bauern nur Gülle ver-
werten, dann schützen sie die Um-
welt zweifach, weil sie das Treib-
hausgas Methan abzapfen.“ Wer-
den jedoch Energiepflanzen ange-
baut, dann muss darauf geachtet
werden, dass die Felder nicht in
Konkurrenz zu den Lebensmitteln
stehen. Auch müssen Monokultu-
ren verhindert werden, weil sie die
Böden zerstören, zu einer Versaue-
rung oder Vergiftung führen kön-
nen. Bei der Anwendung muss da-
rauf geachtet werden, dass das Me-
than nicht unkontrolliert in die At-
mosphäre entweicht, weil es 25-
mal so klimaschädlich ist wie Koh-
lendioxid.

Der Vorteil von Biomasse- und
Biogas-Anlagen ist aber, dass nur
Bruchteile von fossilen Energieträ-
gern verwandt werden – die Öko-
bilanz ist insgesamt positiv.

ihrer 25 bis 40 Betriebsjahre durch
Solarstrom wieder reinholen muss.
In Deutschland haben die Anlagen
nach drei bis sechs Jahren den
Energieverbrauch aus der Produk-
tion wieder eingespielt. Im Laufe
des Betriebs erzeugt eine Anlage
fünf- bis elfmal mehr Energie, als
sie anfangs gekostet hat. Nach dem
Betrieb müssen auch Photovoltaik-
Module recycelt werden. Konzepte
für ein Recycling sind bereits entwi-
ckelt und erste kleine Anlagen in
der Erprobung. Relevante Abfall-
mengen werden laut Bine-Informa-
tionsdienst wegen der Haltbarkeit
der Module erst ab 2025 anfallen.

BIOMASSE UND BIOGAS
Die Energieerzeugung aus Pflanzen
oder Gülle ist sehr vielseitig. Daher
kann man keine allgemeine Aussa-
ge über die Ökobilanz treffen. „Es
gibt mehrere Baustellen“, sagt
Energieexperte Pehnt. Einerseits

„Murphy & Spitz“ zur Nachhaltig-
keit von Photovoltaikanlagen.

Die Firma investiert in verschie-
dene nachhaltige Energieformen,
so dass es der Geschäftsführung
wichtig ist, zu prüfen, wie umwelt-
freundlich und zukunftsträchtig
eine Energietechnologie ist. „Wir
müssen die vorgelagerte Wert-
schöpfungskette betrachten und
auch schauen, wie die einzelnen
Lieferanten arbeiten“, sagt Ge-
schäftsführer Philipp Spitz. Erst
dann könne man sagen, wie nach-
haltig ein Produkt ist. Der „Bine In-
formationsdienst“ des Fachinfor-
mationszentrums Karlsruhe for-
dert wegen der Verwendung giftiger
Stoffe wie Cadmium oder Arsen „si-
chere Verfahren zum Schutz der
Umwelt und der Gesundheit der
Beschäftigten“. Je nach Typ werde
bei der Herstellung erst einmal
mehr oder weniger Energie in die
Zelle „investiert“, die sie während

PHOTOVOLTAIK
Solaranlagen verbrauchen bei der
Herstellung rund dreimal so viel
Energie wie Windräder. Dennoch
haben auch sie eine gute Ökobi-
lanz: Pro Kilowattstunde Strom
werden 100 Gramm CO2 ausgesto-
ßen. Die einzelnen Platten beste-
hen aus Silizium, das aus Sand ge-
wonnen wird. Zwar ist Silizium das
zweithäufigste Element auf der
Welt, doch die Veredelung und Pro-
duktion der Photovoltaik-Elemente
benötigt Energie und ist aufwendig.
Es entstehen auch gefährliche Stof-
fe als Zwischenprodukte wie das
Trichlorsilan, ein hoch entzündli-
che, ätzende Flüssigkeit. Außerdem
entstehen viele Abfallprodukte bei
der Herstellung: „Aus 20 Kilo-
gramm Trichlorsilan erhält man
circa ein Kilogramm Reinstsilizium
und 19 Kilogramm Nebenproduk-
te.“ So lautet das Ergebnis einer Ver-
gleichsstudie der Investmentfirma

Windkrafträder bei Luckenwalde in Brandenburg. Obwohl ihre Ökobilanz sehr gut ist, gibt es viele Windkraftgegner – nicht zuletzt wegen der Einflüsse auf die Umwelt. FOTO: DAPD

Das Kohlekraftwerk Scholven in Gel-
senkirchen. FOTO: AP

Mehr Informationen und Antworten 
zur Energiewende fi nden Sie auch 
unter energie.rp-online.de
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VON SYBILLE MÖCKL

Wie kann es sein, dass Luft zu ei-
nem teuer gehandelten Gut wird?
Der Emissionshandel macht es
möglich. Die Idee dahinter: Unter-
nehmen dürfen die Atmosphäre
nur mit Kohlendioxid (CO2) belas-
ten, wenn sie die entsprechenden
Zertifikate besitzen. Wer mehr CO2
in die Luft pustet, als er Zertifikate
zugeteilt bekommt, muss Rechte
dazu kaufen. Wer die Luft weniger
belastet, als er dürfte, kann die
überschüssigen Zertifikate verkau-
fen. Die EU bestimmt dabei die An-
zahl der Emissionsrechte, die an
Unternehmen kostenlos verteilt
wird. Am 16. Februar diesen Jahres
verabschiedete das Bundeskabi-
nett aber den Neuentwurf des
Treibhausgas-Emissionshandels-
gesetzes (TEHG). Demnach wird es
für die Produktion von Strom ab
2013 keine kostenlosen Emissions-
zertifikate mehr geben.

Weil die Gesamtmenge kontinu-
ierlich verknappt wird, wird das
Recht auf Klimaschädigung zum
knappen Gut. Und die Betreiber
von Kohlekraftwerken müssen sich
überlegen, ob sich die Strompro-
duktion vor diesem Hintergrund
überhaupt noch lohnt. So zumin-
dest die Theorie.

Die Weltgemeinschaft beschloss
am 11. Dezember 1997 während
des Klimagipfels in Kyoto, dass et-
was gegen die Erderwärmung getan
werden muss. Heraus kam die mo-
derne Form des Ablasshandels, wie
sie seit Februar 2005 betrieben
wird. Deutschland verpflichtete
sich dabei, seine Kohlendioxid-
Emissionen bis 2012 um 21 Prozent
im Vergleich zu 1990 zu senken. Ins-
gesamt einigten sich 39 Industrie-
staaten darauf, bis 2012 den Aus-
stoß von sechs klimaschädlichen
Treibhausgasen um durchschnitt-
lich 5,2 Prozent zu senken. Bisher

sieht es allerdings nicht so aus, als
würde dieses Klimaziel im kom-
menden Jahr erreicht werden.

Seitdem der Emissionshandel teil
des Klimaschutzprogramms ist,
können sich die Industriestaaten
auch von der Verpflichtung freikau-
fen, weniger Treibhausgase auszu-
stoßen. Betriebe können andere
dafür bezahlen, den CO2-Ausstoß
zu reduzieren. Sie können bei-
spielsweise Klimaschutzprojekte in
Entwicklungsländern unterstützen
und dafür zu Hause weiter CO2 pro-
duzieren.

Denn, so das Kalkül der EU: Für
die Rettung des Weltklimas spielt es
keine Rolle, wo auf der Erde Treib-
hausgase eingespart werden. Mi-
chael Müller von der Energieagen-
tur Nordrhein-Westfalen erklärt:
„Beim Emissionshandel wird die
Weltkugel als Bilanz gesehen. Da-
her ist es egal, wo Kohlendioxid ein-
gespart wird.“ Der Zertifikatehan-
del solle dafür sorgen, private In-
vestoren in wenig entwickelte Wirt-
schaften zu holen. Deshalb hält
Müller den Handel für durchaus
sinnvoll.

Das marktwirtschaftliche System
des Emissionshandels basiert auf
einem großen Plan: dem – mittler-
weile zweiten – Allokationsplan, der
für 1840 Anlagen in Deutschland

festlegt, wer wie viele Verschmut-
zungsrechte erhält. Stahl- und Ze-
ment-, Glas- und Kalkhersteller
sind darunter, natürlich auch die
Energieproduzenten. Europaweit
unterliegen rund 12 000 Anlagen
dem Zertifikatehandel. Ab kom-
mendem Jahr wird auch die Luft-
fahrtindustrie zur Kasse gebeten.
Für alle wird der Handel mit Emis-
sionen in den folgenden Jahren im-
mer teurer.

Alleine der Stahlindustrie, bei der
während des Produktionsprozesses
automatisch CO2 anfällt, entstehen
bereits jetzt jährlich Mehrkosten
von knapp 200 Millionen Euro. Äl-
tere Kraftwerke, die vor dem Kyoto-
Beschluss gebaut wurden und auf
eine Laufzeit von 40 Jahren ausge-
legt wurden, werden zudem unren-
tabel.

Die Jahresemissionen 2010 über-
schritten in Deutschland das
Marktvolumen um rund vier Pro-
zent. Unternehmen mussten also
Zertifikate zukaufen. Die größten
CO2-Produzenten waren dabei
RWE, Vattenfall und Eon.

Kritiker bemängeln aber, dass mit
dem schleichenden Einstieg in den
Rechtehandel und zunächst kos-
tenlosen CO2-Zertifikaten manche
Länder sich quasi „reinwaschen“
konnten.

Moderner Ablasshandel mit CO2-Zertifikaten
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